
Übertragung öffentlicher Aufgaben auf
Private nach den Konzepten des Public Pri-
vate Partnership und des Cross Border Lea-
sing muss mit der Vorgabe von Preis-, Ver-
brauchs-, Emissions- und Qualitätszielen
verbunden sein, deren Einhaltung kontrol-
liert und deren Nichteinhaltung mit Sank-
tionen belegt wird. Denn wenn das nicht
geschieht, sind diese Verfahren nicht nur
aufwändiger als die öffentliche Besorgung,
sondern auch weniger nachhaltig.

Nicht zuletzt muss man auch die Bezie-
hungen zwischen dem Finanz- und dem
Währungssystem im Blick behalten. Die
Finanzkrise ist auch durch die unmäßige
Verschuldung des Leitwährungslandes er-
möglicht worden. Import- und ebenso Ex-
portüberschüsse sind für die nachhaltige
Entwicklung schädlich, wenn sie dauerhaft

so große Ausmaße annehmen wie in den
USA und Deutschland. Eine Weltzentral-
bank müsste, wie Keynes es 1944 vergeb-
lich vorschlug, beide Ungleichgewichte mit
hohen Strafzinsen belegen. Die Produktion
für den Export ist erst recht schädlich für
nachholende Entwicklung, wenn sie zu
Dumpingpreisen erfolgt, weil die subven-
tionierten Überschüsse im Inland nicht ab-
setzbar sind. Auch das ökonomische Aus-
bluten von Regionen, aus denen die Pro-
duktion verdrängt wird, weil alle kompara-
tiven Kostenvorteile bei den Weltkonzer-
nen liegen, die in die Region liefern, weist
darauf hin, dass die Globalisierung nur
zusammen mit der Eigenentwicklung der
Regionen sinnvoll ist, die durch das Fi-
nanz- und Währungssystem nicht er-
schwert werden darf.
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Während seiner Prager Rede vom 5. April
2009 hat US-Präsident Obama in ein-
dringlichen Worten die Gefahr beschrie-
ben, die von nuklearen Waffen ausgeht.

Immer mehr Länder und sogar Terro-
risten könnten sich Zugang zu dieser
stärksten aller Waffen verschaffen. Diesen
Trend als unumkehrbar hinzunehmen be-
deute in letzter Konsequenz – so Obama –
den künftigen Einsatz von Kernwaffen als
unvermeidbar zu akzeptieren.Amerika sei
dazu nicht bereit. Daher strebe Washing-
ton die Abschaffung aller Atomwaffen
weltweit an. Dies ist ein revolutionäres
Projekt, das eine Vielzahl von Fragen auf-
wirft, die direkt mit der internationalen
Ordnung verknüpft sind.

Oliver Thränert
Nukleare Anarchie oder globale Null?

Atomwaffen und Neue Weltordnung

Immer neue Atomprogramme gefährden die Weltordnung. Die derzeit geltende
nukleare Ordnung, die den Zugang zu Kernwaffen begrenzt, befindet sich in
einer tiefen Krise. Um sie zu meistern, bedarf es nuklearer Abrüstung. Eine
»Globale Null«, wie von US-Präsident Obama angestrebt, sollte das Fernziel sein.
Die Abschaffung aller Kernwaffen erfordert aber ihrerseits eine neue Weltordnung,
um Verstöße gegen ein dann geltendes Atomwaffenverbot ahnden zu können.
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Die nukleare Ordnung
des Kalten Krieges

Am Ende des Zweiten Weltkrieges besaßen
lediglich die USA Atomwaffen. Doch schon
1948 führte Stalins Sowjetunion ihre erste
Kernwaffenexplosion durch. In den folgen-
den 40 Jahren häuften diese beiden Kon-
trahenten des Kalten Krieges immer mehr
Atomwaffen an. Sie waren die bestimmen-
den Größen der damaligen Weltordnung.
Trotz aller Konflikte waren sie sich in einem
Punkt einig: Der Zugang zu Atomwaffen
sollte so weit als möglich begrenzt bleiben,
um ihre Sonderstellung abzusichern.

So schufen die beiden Großen eine
nukleare Ordnung, die lediglich noch drei
weiteren Staaten den Besitz von Kernwaf-
fen erlaubte: Großbritannien und Frank-
reich auf westlicher Seite, die aber beide
mehr oder minder in atomaren Fragen
von Washington abhängig blieben; sowie
auf östlicher Seite China, das von Moskau
zunächst Unterstützung erhielt, sich dann
aber von seinem einstigen kommunisti-
schen Partner abwandte. Mit dem Nukle-
aren Nichtverbreitungsvertrag (NVV) von
1968 gelang es den beiden Supermächten,
Schritt für Schritt alle anderen Staaten von
einem Verzicht auf Atomwaffen zu über-
zeugen. Nur Indien, Pakistan und Israel
blieben dem Abkommen fern.

Diese nukleare Ordnung weist ein
durchaus tragfähiges Fundament auf. Die
meisten Länder wollen in ihrer jeweiligen
Region destabilisierende Rüstungswett-
läufe verhindern. Sie haben daher ein Inte-
resse daran, dass ihre Nachbarn wie sie
selbst auf Atomwaffen verzichten.Wichtige
Partner der USA wie Deutschland und Ja-
pan entschieden sich aus guten politischen
Gründen gegen eigene Atomwaffen und
schlüpften stattdessen unter den amerika-
nischen Nuklearschirm. Zudem wurde den
Vertragsmitgliedern der ungehinderte Zu-
gang zur friedlichen Nutzung der Kern-
energie zugesichert. Schließlich verspra-
chen die vom Vertrag als solche anerkann-

ten fünf Atomwaffenstaaten, also die USA,
Russland, Frankreich, Großbritannien und
China, sich um die nukleare Abrüstung zu
kümmern.

Nukleare Ordnung
in der Krise

Doch schon bald begann die nukleare Ord-
nung zu bröckeln. Zunächst entwickelte
Israel heimlich Atomwaffen, um sich in ei-
ner feindlichen Umgebung eine letzte Rück-
versicherung zu schaffen. Bis heute gab kei-
ne israelische Regierung den Kernwaffen-
besitz zu. Seinen arabischen Nachbarn je-
doch bleibt Israels Atompolitik ein Dorn im
Auge. Immer wieder nehmen sie diesen
Umstand als Beweis westlicher Doppelmo-
ral, werden sie doch selbst aufgefordert, bei
ihrem Atomwaffenverzicht zu bleiben.

Nachdem Indien bereits 1974 eine
als friedlich bezeichnete Atomexplosion
durchgeführt hatte, entwickelte sich zwi-
schen Delhi und seinem Rivalen Pakistan
eine nukleare Dynamik, die 1998 in Atom-
waffentests beider Länder mündete. Daher
existieren heute drei Kernwaffenbesitzer
außerhalb des NVV.Auf Betreiben der USA
ist Indien inzwischen sogar quasi durch
die Hintertür als Kernwaffenmacht aner-
kannt worden. Es bekommt trotz seines
Atomwaffenbesitzes außerhalb der NVV-
Regularien internationale Unterstützung
für sein ziviles Atomprogramm. Doch die
Nichtkernwaffenstaaten waren von fünf
Kernwaffenmächten innerhalb des NVV
ausgegangen, die zudem Abrüstungsver-
pflichtungen unterliegen, nicht aber von
weiteren drei Nuklearstaaten außerhalb
des Vertrages. Hinzu kommt der Sonder-
fall Nordkorea, das im Oktober 2006 sowie
im Mai 2009 Atomsprengsätze zündete.
Sein vorangegangener Austritt aus dem
Atomwaffensperrvertrag wird aus verfah-
renstechnischen Gründen nicht von allen
Vertragsstaaten anerkannt.

Viele Nichtkernwaffenstaaten sind zu-
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dem mit den Abrüstungsbemühungen der
Kernwaffenstaaten unzufrieden. Sie leh-
nen daher zusätzliche Bürden wie intensi-
vere Überwachungsmethoden ab, die si-
cherstellen sollen, dass friedliche Atom-
programme nicht militärisch missbraucht
werden,solange keine weitergehenden Ab-
rüstungsschritte erfolgt sind.

Vor dem Hintergrund dieser Krise for-
dert nun Iran, ein Vertragsmitglied, das
nukleare Nichtverbreitungsregime heraus.
Zwar konnte die Internationale Atomener-
giebehörde bislang noch keine Beweise
für ein iranisches Atomwaffenprogramm
feststellen. Doch umgekehrt ist es auf-
grund des jahrelangen intransparenten
Verhaltens Teherans auch nicht möglich,
ein iranisches Atomwaffenprojekt zwei-
felsfrei auszuschließen. Die überwiegende
Mehrheit der internationalen Experten ver-
tritt die Ansicht, die gesamte Anlage des
iranischen Vorhabens, das so gefährliche
Technologien wie Urananreicherung und
Schwerwasserreaktoren beinhaltet – beide
zum Bau von Bomben sehr gut geeignet –
weise darauf hin, dass es Iran nicht nur um
die friedliche Nutzung der Kernenergie
geht. Hinzu kommt Teherans umfangrei-
ches Raketenprogramm, das ohne eine
gleichzeitige Absicht zum Bau von Atom-
waffen kaum Sinn macht. Teheran könnte,
ist es erst einmal im Besitz der ultimativen
Waffe, eine hegemoniale Rolle im Nahen
Osten anstreben. Einem solchen irani-
schen Vormachtstreben werden Länder
wie Saudi-Arabien, Ägypten und auch die
Türkei nicht tatenlos zusehen. Friedliche
Atomprogramme legen sie bereits auf.
Vielleicht handelt es sich dabei lediglich
um das Vorspiel für eigene Waffenprojekte.
Sollte dieser Fall eintreten, wäre die nukle-
are Ordnung dahin. Denn im Falle einer
nuklearen Aufrüstung in Nahost wären
wohl alle Dämme gebrochen; der vertrag-
lich verbriefte Verzicht auf Atomwaffen
würde nichts mehr gelten.

Eine solche Entwicklung wäre insofern
bedrohlich, als sich Atomwaffenbesitzer

militärischen Strafmaßnahmen der inter-
nationalen Staatengemeinschaft entziehen
können. Insofern geht es nicht nur um die
nukleare Ordnung, sondern um internatio-
nale Ordnung generell. Ein Beispiel mag
dies verdeutlichen. Bevor Saddam Hussein
im Sommer 1990 Kuwait überfiel und be-
setzte, hatte der irakische Herrscher eben-
falls an einem Nuklearwaffenprogramm
gebastelt, dieses aber noch nicht zu Ende
geführt. Der UN-Sicherheitsrat autorisierte
eine internationale Koalition,angeführt von
den USA, Kuwait mit militärischen Mitteln
zu befreien. Diese Intervention wäre kaum
zu Stande gekommen, hätte Saddam da-
mals bereits über einsatzfähige Atomwaf-
fen verfügt. Nach abgeschlossener Inter-
vention fanden die Inspektoren der Inter-
nationalen Atomenergiebehörde tatsäch-
lich heraus, dass Saddam wohl nur noch
zwei Jahre vom erfolgreichen Abschluss
seines Kernwaffenprojektes entfernt gewe-
sen war.

Die Alternative:
»Globale Null«

Angesichts des drohenden Zerfalls der
nuklearen Ordnung hat sich – von Ame-
rika ausgehend – eine inzwischen immer
breitere internationale Bewegung mit ei-
nem radikalen Gegenprogramm aufge-
macht. »Globale Null« lautet das Motto.
Dieses Vorhaben wird nicht nur von US-
Präsident Obama unterstützt, sondern auch
vom britischen Premier Gordon Brown.
Selbst der russische Präsident Medwedew
hat sich anlässlich seines ersten Treffens
mit Obama zu diesem Fernziel bekannt.
Doch bevor die »Globale Null« Wirklich-
keit werden kann, muss eine Vielzahl von
Hindernissen überwunden werden. Im
Kern setzt die »Globale Null« eine neue
Weltordnung voraus.

In einer atomwaffenfreien Welt könnte
eine Nation heimlich Atomwaffen her-
stellen und anschließend allen anderen
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Ländern ihren Willen aufzwingen. Daraus
könnte ein erneutes, sehr schnelles nukle-
ares Wettrüsten entstehen, in dessen Ver-
lauf der Einsatz von Kernwaffen wahr-
scheinlicher wäre als derzeit. Um eine sol-
che bedrohliche Entwicklung zu verhin-
dern, müsste jedes Land eingehende Ins-
pektionen zulassen. Auch Diktaturen und
autoritäre Regime müssten internationalen
Inspektoren nahezu überall Zugang ge-
währen.

Was aber, wenn einem Land ein Ver-
stoß gegen das vollständige Atomwaffen-
verbot nachgewiesen würde? Wie könnte
es dafür zur Verantwortung gezogen wer-
den? Das höchste Gremium der derzeit
geltenden Weltordnung, der UN-Sicher-
heitsrat, müsste sich dem Fall annehmen.
Doch die bisherigen Erfahrungen mit Fäl-
len, in denen mutmaßliche Verstöße gegen
die nukleare Nichtverbreitungsnorm auf
der Tagesordnung standen, sind nicht sehr
ermutigend. Im Fall Iran hat der Sicher-
heitsrat bereits mehrere Resolutionen ver-
abschiedet, die gegen Teheran gerichtete
Sanktionen enthalten. Doch Iran änderte
seinen Atomkurs bislang nicht. Es zeigte
sich, wie schwierig es ist, im Sicherheitsrat
zu einer Beschlussfassung zu kommen.
Letztlich wurde zwar Einigkeit demon-
striert, zugleich verwässerten aber Kom-
promisse die verabschiedeten Resolutio-
nen. Konkurrierende machtpolitische so-
wie wirtschafts- und energiepolitische In-
teressen der Sicherheitsratsmitglieder ver-
hinderten wirkungsvollere Maßnahmen.

Besonders problematisch wäre es,wenn
ein ständiges Mitglied des Sicherheitsrates
beim heimlichen Atomwaffenbau erwischt
würde. Es könnte gegen jeglichen Beschluss
des höchsten internationalen Gremiums
sein Veto einlegen. Mithin hätten die stän-
digen Sicherheitsratsmitglieder in einer
Welt ohne Kernwaffen einen zentralen Vor-
teil: Sie wüssten, dass sie nuklear wieder
aufrüsten könnten, ohne dafür von der
höchsten internationalen Autorität legal
zur Verantwortung gezogen werden zu

können. In der Konsequenz müssten daher
nicht nur die Atomwaffen abgeschafft wer-
den, sondern auch das Vetorecht im Sicher-
heitsrat. Zugleich müsste der Sicherheitsrat
zu einem effektiveren Instrument geformt
werden, so dass ein entschlossenes Vorge-
hen gegen Regelverletzer möglich würde.

Die alte nukleare Ordnung droht zu
zerfallen. Dies hätte schwerwiegende Kon-
sequenzen für die derzeitige Weltordnung.
Eine neue nukleare Ordnung, die Atom-
waffen komplett verbietet, setzt aber um-
gekehrt eine neue internationale Ordnung
im Sinne einer Reform des Sicherheits-
rates voraus. Wer die Welt künftig fried-
licher machen will, muss sich also zugleich
um beides kümmern: Abrüstung und in-
ternationale Ordnung.
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